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Die Verordnung von Hilfsmitteln im Rahmen des Entlassmanagements

Seit dem 01.10.2017 können Krankenhausärzte und Ärzte in Einrichtungen der 
medizinischen Rehabilitation ihren Patienten im Rahmen des Entlassmanage-
ments neben Arzneimitteln, Heilmitteln, Soziotherapie und häuslicher Kranken-
pflege auch Hilfsmittel verordnen. 

Bisher war die Verordnung von Hilfsmitteln Vertragsärzten vorbehalten. 
Dadurch entstand eine Versorgungslücke für den Patienten im Übergang von 
der stationären zur ambulanten Versorgung.

Was ist bei der Verordnung von Hilfsmitteln zu beachten?

Nachfolgend haben wir für Sie wichtige Punkte für die Verordnung von Hilfs-
mitteln im Rahmen des Entlassmanagements zusammengestellt.

Versorgungszeitraum und Umfang

Bei der Verordnung ist zwischen zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln 
(z. B. Inkontinenzprodukte) und nicht zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln 
(z. B. Orthesen oder medizinische Kompressionsstrümpfe) zu unterscheiden. 

Der Verordnungszeitraum für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel darf 
sieben Kalendertage nicht überschreiten. Ist keine entsprechende Versor-
gungseinheit auf dem Markt erhältlich, kann die nächstgrößere Versorgungs-
einheit verordnet werden.

Bei nicht zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln, die für einen längeren 
Zeitraum als sieben Kalendertage erforderlich sind, wie beispielsweise Orthe-
sen, gibt es keine Begrenzung der Verordnungsdauer.

Entsprechende Verordnungen sind als „Entlassmanagement“ unter Angabe 
des (voraussichtlichen) Entlassdatums zu kennzeichnen und verlieren sieben 
Kalendertage nach Entlassung ihre Gültigkeit, wenn die Hilfsmittelversorgung 
nicht innerhalb dieses Zeitraums aufgenommen wurde.

Informationspflicht

Der behandelnde Krankenhausarzt muss den weiterbehandelnden Vertragsarzt 
rechtzeitig über die Verordnung informieren. Dies gilt auch für Reha-Einrich-
tungen. Die Information kann im Rahmen des endgültigen oder vorläufigen 
Entlassbriefes erfolgen.



Wie erfolgt die Verordnung korrekt?

Immer wieder kommt es aufgrund von Formfehlern zur Ablehnung der Kosten-
übernahme für Hilfsmittel durch die Krankenkassen. Im Interesse des Patien-
ten bitten wir Sie daher, darauf zu achten, dass die Verordnung vollständig und 
leserlich ist.

Hilfsmittel sollten immer auf einem separaten Formular verordnet werden. 
Grundsätzlich müssen folgende Angaben gemacht werden:

•	 Das Feld Nummer 7 (Hilfsmittel) muss mit einer „7“ markiert werden.

•	 Genaue Indikation / Diagnose (ICD-10-Code)

•	 Bei Versorgung von Extremitäten: Angabe, ob linke oder rechte Seite

•	 Die Bezeichnung des Hilfsmittels nach Maßgabe des Hilfsmittelver-
zeichnisses (soweit dort aufgeführt), also: Produkt(art) oder Hilfsmittel-
nummer

•	 Anzahl

Die Hilfsmittelrichtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses sieht vor, 
dass der Arzt im Rahmen seiner Therapiefreiheit und -hoheit auch entscheiden 
kann, dass ein bestimmtes Hilfsmittel mit einem bestimmten Produktnamen 
von einem bestimmten Hersteller notwendig ist. In diesen Fällen hat er die 
Möglichkeit, eine sogenannte Einzelproduktverordnung mit entsprechender 
Begründung durchzuführen. Bei bereits im Hilfsmittelverzeichnis gelisteten 
Hilfsmitteln muss er dabei auf dem Rezept die zehnstellige Hilfsmittelnummer 
für das konkrete Produkt angeben. Die Begründung muss nicht schriftlich vor-
liegen. Um Nachfragen durch die Krankenkassen zu vermeiden, ist es jedoch 
empfehlenswert, die Einzelproduktverordnung auf dem Rezept zu begründen, 
z. B. mit medizinisch notwendigen funktionalen Eigenschaften.

Verordnungsbeispiel



Gesetzliche Grundlage

Mit dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz hat der Gesetzgeber die Versor-
gungslücke im Übergang von der stationären zur ambulanten Versorgung ge-
schlossen. § 39 SGB V wurde um den Absatz 1a ergänzt: Krankenhäusern wird 
damit die Möglichkeit der Verordnung von Anschlussbehandlungen gegeben. 
Genaueres regelt die Neufassung der Hilfsmittel-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA):

§ 6a Verordnung von Hilfsmitteln im Rahmen des Entlass-
managements (Auszug*)

1Soweit es für die Versorgung der oder des Versicherten un-
mittelbar nach der Entlassung aus dem Krankenhaus erforder-
lich ist, kann das Krankenhaus (die Krankenhausärztin oder der 
Krankenhausarzt) im Rahmen des Entlassmanagements wie 
eine Vertragsärztin oder ein Vertragsarzt Hilfsmittel für einen 
Zeitraum von bis zu sieben Kalendertagen nach der Entlassung 
entsprechend dieser Richtlinie verordnen.

2Die Verordnung von zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln 
ist so zu bemessen, dass ein Versorgungszeitraum von bis 
zu sieben Kalendertagen nach Entlassung nicht überschritten 
wird.

3Ist keine dieser Bemessungsvorgabe entsprechende Ver-
sorgungseinheit im Markt verfügbar, kann von den im Markt 
verfügbaren die der Bemessungsvorgabe am nächsten kom-
mende größere Versorgungseinheit vom Hilfsmittelleistungs-
erbringer in Abstimmung mit der Krankenkasse abgegeben 
werden.

4Besteht die Erforderlichkeit einer Verordnung durch die Kran-
kenhausärztin oder den Krankenhausarzt im Rahmen des 
Entlassmanagements nach Satz 1 bei nicht zum Verbrauch be-
stimmten Hilfsmitteln für länger als sieben Kalendertage, so 
gilt insoweit die Begrenzung der Versorgungsdauer nach Satz 
1 nicht.

5Von einer unmittelbaren Erforderlichkeit nach Satz 1 ist in der 
Regel nicht auszugehen bei Hilfsmitteln, die einer individuellen 
Anfertigung und einer ärztlichen Nachkontrolle nach der Ent-
lassung bedürfen und zur dauerhaften Versorgung vorgesehen 
sind; Ausnahmen sind zu begründen.**
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*Die vollständige Hilfsmittelrichtlinie ist beim G-BA zum Download verfügbar: 
http://www.g-ba.de/downloads/62-492-1352/HilfsM-RL_2016-11-24_iK-2017-02-17.pdf

**Zu den individuell anzufertigen Hilfsmitteln gehören z. B. Hör- und Sehhilfen oder 
auch Prothesen der oberen und unteren Extremitäten, die in der Regel bis zur end-
gültigen Anpassung / Zurichtung einen längeren Zeitraum mit  mehrfachen Kontakten 
zum Leistungserbringer erforderlich machen.

6Ergänzend zu den Angaben nach § 7 [Inhalt der Verordnung] 
muss auf der Verordnung das (voraussichtliche) Entlassungs-
datum sowie eine Kennzeichnung für „Entlassmanagement“ 
angegeben werden.

Die Regelungen […] gelten entsprechend für Ärztinnen und 
Ärzte in Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation bei 
Leistungen nach § 40 Absatz 2 und § 41 SGB V.
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Über eurocom e. V.

eurocom ist die Herstellervereinigung für Kompressionstherapie und ortho-
pädische Hilfsmittel. Der Verband versteht sich als Gestalter und Dialogpart-
ner auf dem Gesundheitsmarkt und setzt sich dafür ein, das Wissen um den 
medizinischen Nutzen, die Wirksamkeit und die Kosteneffizienz von Kompres-
sionstherapie und orthopädischen Hilfsmitteln zu verbreiten. Zudem entwickelt 
eurocom Konzepte, wie sich die Hilfsmittelversorgung aktuell und in Zukunft 
sicherstellen lässt. Dem Verband gehören nahezu alle im deutschen Markt 
operierenden europäischen Unternehmen aus den Bereichen Kompressions-
therapie und orthopädische Hilfsmittel an.
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